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Zusammenstellung 


des 
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- Nr. 1281 der Drucksachen - 

mit den 

Beschlüssen des 19. Aussdiusses 


Entwurf 


Beschlüsse des 19. Ausschusses 


Entwurf eines Gesetzes 
zur Änderung des Gesetzes über die 
Deutsche Genossenschaftskasse 


Entwurf eines Gesetzes 
zur Änderung des Gesetzes über die 
Deutsche Genossenschaftskasse 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesrats 
das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel I 

Das Gesetz der Verwaltung des Vereinigten Wirt- 
schaftsgebietes über die Deutsche Genossenschafts- 
kasse vom 11. Mai 1949 (WiGBl. S. 75) wird wie 
folgt geändert: 

1 . § 1 Absatz 3 Satz 2 erhält folgende Fassung: 

,,Sie bedarf der Genehmigung der Bundes- 
regierung.“ 

2. § 2 Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Die Genossenschaftskasse gewährt 
kurz- und mittelfristige Kredite zur För- 
derung 

a) der Erzeugung des Absatzes landwirt- 
schaftlicher und gewerblicher Güter, 

b) der genossenschaftlichen Einrichtungen 
zur Versorgung landwirtschaftlicher 
und gewerblicher Betriebe, vor allem 
mittleren und kleineren Umfangs, mit 
Bedarfsgütern, 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesrats 
das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel I 

Das Gesetz der Verwaltung des Vereinigten Wirt- 
scfiaftsgebietes über die Deutsdie Genossenschafts- 
kasse vom 11. Mai 1949 (WiGBl. S. 75) wird wie 
folgt geändert: 

1, § 1 Absatz 3 Satz 2 erhält folgende Fassung: 

„Sie bedarf der Genehmigung der Bundes- 
regierung.“ 

2. § 2 Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Die Genossenschaftskasse gewährt 
kurz- und mittelfristige Kredite zur För- 
derung 

a) der Erzeugung und des Absatzes land- 
wirtschaftlicher und gewerblicher Güter, 

b) der genossenschaftlichen Einrichtungen 
zur Versorgung landwirtschaftlicher 
und gewerblicher Betriebe, vor allem 
mittleren und kleineren Umfangs, mit 
Bedarfsgütern, 
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Entwurf 

c) der genossenschaftlichen Einrichtungen 
zur Versorgung der Verbraucher mit 
Gegenständen des täglichen Bedarfs, 

d) der genossensdiaftlidien und gemein- 
nützigen Wohnungs Wirtschaft, 

e) der genossenschaftlichen Verkehrswirt- 
schaft/‘ 

3. § 3 Absatz 3 erhält folgende Fassung: 

„(3) Falls sich die Genossenschaftskasse an 
nichtgenossenschaftlichen Unternehmen, 
deren Geschäftsbetrieb auf die in § 2 
Absatz 1 genannten Aufgaben gerichtet 
Ist, beteiligen will, bedarf sie hierzu der 
Zustimmung der Bundesminister der Fi- 
nanzen, für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten und für Wirtschaft/^ 

4. a) § 4 Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Kraft Gesetzes ist der Bund mit 1 
Million Deutsche Mark beteiligt/' 

b) In § 4 Absatz 3 wird Satz 2 gestrichen. 


c) In § 4 wird folgender Absatz 4 neu einge- 
fügt: 

„(4) Die Beteiligungen nach Absatz 2 und 
Absatz 3 Buchstabe c dürfen zusammen 
50 vom i Ländert des Kapitals nicht errei- 
chen/' 

d) Der bisherige Absatz 4 des § 4 wird Ab- 
satz 5 und erhält folgende Fassung: 

„(5) Der Abschluß eines Kapitalbeteili- 
gungsvertrages und die Übertragung einer 
Kapitalbeteiligung bedürfen der Zustim- 
mung des Verwaltungsrates, der auch den 
Mindestbetrag für die Kapitalbeteiligung 
festsetzt. Die vertragliche Aufhebung oder 
Verringerung einer Kapitalbeteiligung ist 
außerdem von der Zustimmung des Kom- 
missars abhängig. Die Kapitalbeteiligung 
ist auch in Teilbeträgen übertragbar. Die 
Abtretung bedarf der Schriftform." 

5. a) Dem §5 Absatz 1 wird folgender Satz 2 an- 
gefügt: 

„Die Genossenschaftskasse soll die Rück- 
lage vorzugsweise zur Förderung der Er- 
zeugung und des Absatzes landwirtsdiaft- 
licher Güter und zur Förderung der ge- 
nossenschaftlichen Einrichtungen zur Ver- 
sorgung landwirtschaftlicher Betriebe mit 
landwirtschaftlichen Betriebsmitteln ver- 
wenden." 


Beschlüsse des 19. Ausschusses 

c) der genossenschaftlichen Einriditungen 
zur Versorgung der Verbraucher mit 
Gegenständen des täglichen Bedarfs, 

d) der genossenschaftlichen und gemein- 
nützigen Wohnungswirtschaft, 

e) der genossenschaftlichen Verkehrswirt- 
schaft." 

3. § 3 Absatz 3 erhält folgende Fassung: 

„(3) Falls sich die Genossenschaftskasse an 
nichtgenossenschaftlichen Unternehmen, 
deren Geschäftsbetrieb auf die in § 2 
Absatz 1 genannten Aufgaben gerichtet 
ist, beteiligen will, bedarf sie hierzu der 
Zustimmung der Bundesminister der Fi- 
nanzen, für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten und für Wirtschaft.“ 

4. a) § 4 Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Kraft Gesetzes ist der Bund mit 1 
Million Deutsche Mark beteiligt." 

b) In § 4 Absatz 3 werden in Buchstabe b 
die Worte „Geschäfts- oder” und Satz 2 
gestrichen. 

c) In § 4 wird folgender Absatz 4 neu einge- 
fügt: 

„(4) Die Beteiligungen nach Absatz 2 und 
Absatz 3 Buchstabe c dürfen zusammen 
50 vom Hundert des Kapitals nicht errei- 
chen." 

d) Der bisherige Absatz 4 des § 4 wird Ab- 
satz 5 und erhält folgende Fassung: 

„(5) Der Abschluß eines Kapitalbeteili- 
gungsvertrages und die Übertragung einer 
Kapitalbeteiligung bedürfen der Zustim- 
mung des Verwaltungsrates, der auch den 
Mindestbetrag für die Kapitalbeteiligung 
festsetzt. Die vertragliche Aufhebung oder 
Verringerung einer Kapitalbeteiligung ist 
außerdem von der Zustimmung des Kom- 
missars abhängig. Die Kapitalbeteiligung 
ist auch in Teilbeträgen übertragbar. Die 
Abtretung bedarf der Schriftform." 

5. a) Dem § 5 Absatz 1 wird folgender Satz 2 an- 

gefügt: 

„Die Genossenschaftskasse soll die Rück- 
lage vorzugsweise zur Förderung der Er- 
zeugung und des Absatzes landwirtschaft- 
licher Güter und zur Förderung der ge- 
nossenschaftlichen Einrichtungen zur Ver- 
sorgung landwirtschaftlicher Betriebe mit 
landwirtschaftlichen Betriebsmitteln ver- 
wenden." 
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Entwurf 

b) Dem § 5 Absatz 2 wird folgender Satz 
2 angefügt: 

der Ermittlung des Einkommens im 
Sinne des Körperschaftsteuergesetzes und 
des Gewerbeertrages im Sinne des Gewerbe- 
steuergesetzes sind für die Dauer von 
10 Jahren 4 vom Hundert der Im Jahres- 
abschluß ausgewiesenen Sonderrücklage ab- 
zusetzen; soweit das Aufkommen an 
Rentenbankgrundschuldzinsen der Sonder- 
rücklage erst nach Ablauf der ersten Hälfte 
des Geschäfts] ahres zugeflossen ist,ermäßig t 
sich hierfür der Hundertsatz auf 2/‘ 

6. a) In § 8 Absatz 1 Satz 1 erhält Buchstabe b 
folgende Fassung: 

„b) drei Vertretern der Bundesregierung“. 


b) In § 8 Absatz 1 Satz 1 wird nach Buchstabe 
g folgender Buchstabe h neu eingefügt: 

„h) je einem Vertreter des Deutschen 
Raiffeisenverbandes e. V. und des Deut- 
schen Genossenschafts Verbandes — Schul- 
ze — Delitzsch — e. V.;“ 

c) Die bisherigen Buchstaben h bis 1 in § 8 
Absatz 1 Satz 1 werden Buchstaben I bis m. 


d) In § 8 Absatz 1 erhalten die Sätze 2 und 3 
folgende Fassung: 

„Die Vertreter der Genossenschaftsgrup- 
pen nach den Buchstaben i bis m werden 
von der Hauptversammlung auf Vorschlag 
der Kapitalbeteiligten der einzelnen Ge- 
nossenschaftsgruppen gewählt. Je ein Ver- 
treter der Genossenschaftsgruppen nach 
den Buchstaben i und k muß Flücht- 
ling sein.“ 

7. Nach § 13 wird folgender § 14 neu eingefügt: 


Beschlüsse des 19. Ausschusses 

b) Dem § 5 Absatz 2 wird folgender Satz 
2 angefügt: 

„Bei der Ermittlung des Einkommens Im 
Sinne des Körperschaftsteuergesetzes und 
des Gewerbeertrages im Sinne des Gewerbe- 
steuergesetzes sind für die Dauer von 
10 Jahren 4 vom Hundert der im Jahres- 
abschluß ausgewiesenen Sonderrücklage ab- 
zusetzen; soweit das Aufkommen an 
Rentenbankgrundschuldzinsen der Sonder- 
rücklage erst nach Ablauf der ersten Hälfte 
des Geschäftsjahres zugeflossen ist, ermäßigt 
sich hierfür der Hundertsatz auf 2.“ 

6. a) In § 8 Absatz 1 Satz 1 erhält Budistabe b 

folgende Fassung: 

„b) drei Vertretern der Bundesregierung**, 
aa) § 8 Absatz 1 Buchstabe g erhält folgende 
•Fassung: 

„g) zwei Vertretern der Eigentümer und 
Pächter der mit der Rentenbankgrund- 
schuid belasteten Grundstücke, die vom 
Deutschen Bauernverband e. V. benannt 
werden;** 

b) In § 8 Absatz 1 Satz 1 wird nach Buchstabe 
g folgender Buchstabe h neu eingefügt: 

„h) je einem Vertreter des Deutschen 
Raiffeisenverbandes e. V. und des Deut- 
schen Genossenschaftsverbandes — Schul- 
ze — Delitzsch — e. V.;** 

c) Die bisherigen Buchstaben h bis 1 in § 8 
Absatz 1 Satz 1 werden Buchstaben i bis m. 

cc) § 8 Absatz 1 Buchstabe k (neu) erhält 
folgende Fassung; 

„k) vier Vertretern des gewerblichen Ge- 
nossenschaftswesens, von denen zwei 
Vertreter des gewerblichen genossen- 
sdiaftlichen Kreditwesens sein müssen 
und je einer aus den Kreisen des ge- 
nossenschaftlich zusammengeschlossenen 
Handwerkes und Handels genommen 
werden soll;** 

d) In § 8 Absatz 1 erhalten die Sätze 2 und 3 
folgende Fassung: 

„Die Vertreter der Genossenschaftsgrup- 
pen nach den Buchstaben i bis m werden 
von der Hauptversammlung auf Vorschlag 
der Kapitalbeteiligten der einzelnen Ge- 
nossenschaftsgruppen gewählt. Je ein Ver- 
treter der Genossenschaftsgruppen nach 
den Buchstaben i und k muß Heimat- 
vertriebener sein.“ 

7. Nach § 13 wird folgender § 14 neu eingefügt: 
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»§ 14 

Geschäftsjahr 

Das Geschäftsjahr der Genossenschafts- 
kasse ist das Kalenderjahr. Das erste Ge- 
schäftsjahr endet am 31. Dezember 1950.” 

8. Die bisherigen §§14 und 15 werden §§15 und 

16. 

9. Der bisherige § 16 wird gestridien. 

10. a) In § 1 Absatz 1 Satz 1 und § 4 Absatz 3 
Buchstabe c werden die Worte „im Verei- 
nigten Wirtschaftsgebiet“ gestridien. 

b) In § 17 Satz 1 werden die Worte „ini Ver- 
einigten Wirtschaftsgebiet“ durdi die 
Worte „im Bundesgebiet“ ersetzt. 

c) In § 1 Absatz 1 Satz 2 und § 11 Absatz 1 
Satz 1 werden die Worte „der Verwaltungs- 
rat des Vereinigten Wirtschaftsgebietes“ 
durch die Worte „die Bundesregierung“ er- 
setzt. 

d) In § 8 Absatz 1 Satz 1 Budistabe c Halbsatz 
2 werden die Worte „Länderrat des Verei- 
nigten Wirtschaftsgebietes“ durch das 
Wort „Bundesrat“ ersetzt. 

e) In § 17 Satz 1 werden die Worte „der Di- 
rektor der Verwaltung für Finanzen“ durch 
die Worte „der Bundesminister der Finan- 
zen“ ersetzt; desgleichen werden die Worte 
„im Einvernehmen mit dem Direktor der 
Verwaltung für Ernährung, Landwirtsdiaft 
und Forsten und dem Direktor der Verwal- 
tung für Wirtschaft“ durch die Worte „im 
Einvernehmen mit dem Bundesminister für 
Ernährung, Landwirtschaft und Forsten und 
dem Bundesminister für Wirtschaft“ ersetzt. 

Ax tikel II 

Das Gesetz der Verwaltung des Vereinigten Wirt- 
schaftsgebietes über die Deutsche Genossenschafts- 
kasse vom 11. Mai 1949 (WiGBl. S. 75) wird in der 
Fassung, die sich aus Artikel I dieses Gesetzes er- 
gibt, in den Ländern Baden, Rheinland -Pfalz, Würt- 
temberg-Hohenzollern und dem bayerischen Kreis 
Lindau in Kraft gesetzt. 

Artikel III 

Der Bundesminister der Finanzen wird ermäch- 
tigt, den Wortlaut des Gesetzes über die Deutsche 
Genossenschaftskasse in der nunmehr geltenden Fas- 
sung mit neuem Datum, unter neuer Überschrift 
und in neuer Paragraphenfolge bekanntzumachen 
und dabei Unstimmigkeiten des Wortlautes zu be- 
seitigen. 


Beschlüsse des 19. Ausschusses 
4 14 

Geschäftsjahr 

Das Geschäftsjahr der Genossenschafts- 
kasse ist das Kalenderjahr. Das erste Ge- 
schäftsjahr endet am 31. Dezember 1950.“ 

8. Die bisherigen §§ 14 und 15 werden §§ 15 und 

16. 

9. Der bisherige § 16 wird gestrichen. 

10. a) In § 1 Absatz 1 Satz 1 und § 4 Absatz 3 
Buchstabe c werden die Worte „im Verei- 
nigten Wirtschaftsgebiet“ gestrichen. 

b) In § 17 Satz 1 werden die Worte „im Ver- 
einigten Wirtschaftsgebiet“ durch die Worte 
„im Bundesgebiet“ ersetzt. 

c) In § 1 Absatz 1 Satz 2 und § 11 Absatz 1 
Satz 1 werden die Worte „der Verwaltungs- 
rat des Vereinigten Wirtschaftsgebietes“ 
durch die Worte „die Bundesregierung“ er- 
setzt. 

d) In § 8 Absatz 1 Satz 1 Buchstabe c Halbsatz 
2 werden die Worte „Länderrat desVereinig- 
ten Wirtschaftsgebietes“ durch das Wort 
„Bundesrat“ ersetzt. 

e) In § 17 Satz 1 werden die Worte „der Di- 
rektor der Verwaltung für Finanzen“ durch 
die Worte „der Bundesminister der Finan- 
zen“ ersetzt; desgleichen werden die Worte 
„im Einvernehmen mit dem Direktor der 
Verwaltung für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten und dem Direktor der Verwal- 
tung für Wirtschaft“ durch die Worte „im 
Einvernehmen mit dem Bundesminister für 
Ernährung, Landwirtschaft und Forsten und 
dem Bundesminister für Wirtschaft“ ersetzt. 

^ TT 

Z1.1 ix 

unverändert. 


Artikel III 
unverändert. 
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Entwurf 


Beschlüsse des 19. Ausschusses 


Artikel IV 

Dieses Gesetz tritt am Tage nadi der Verkündung 
in Kraft. 


Artikel IV 
unverändert. 
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